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BerlinOnline / Berliner Zeitung vom 12.01.2015

Autor: Paulus Ponizak Gattung: Online-Quelle
Seite: Online 12.01.2015, 16:41 Uhr Nummer: 1083673864
Weblink: http://www.berliner-zeitung.de/wirtschaft/wahl-in-griechenland--die-deutschen-sollten-sich-auf-syriza-freuen-

,10808230,29547030.html

"Die Deutschen sollten sich auf Syriza freuen"
Am 25. Januar wird in Griechenland gewählt. Wenn das Linksbündnis Syriza gewinnt, so wird
gewarnt, drohen Chaos und ein Euro-Austritt Griechenlands. Dem widerspricht Jannis Milios,
Wirtschaftsprofessor in Athen und wichtigster Wirtschaftsberater von Syriza-Chef Alexis
Tsipras.
Die Welt schaut auf Griechenland. Dort
wird am 25. Januar gewählt. Bislang
liegt das Linksbündnis Syriza vorn, das
den strengen Sparkurs des Landes
ablehnt. Kommt Syriza an die Macht, so
wird gewarnt, drohen Chaos, Krise und
ein Euro-Austritt Griechenlands. Dem
widerspricht Jannis Milios, Wirt-
schaftsprofessor in Athen und wichtig-
ster Wirtschaftsberater von Syriza-Chef
Alexis Tsipras: "Unsere Politik nützt
nicht nur Griechenland, sondern ganz
Europa."
Herr Professor Milios, angesichts Ihrer
Politikvorschläge bezeichnet man Sie
als Populisten. Sind Sie das?
Was ist ein Populist? Für mich ist das
jemand, der so tut, als vertrete er die
Bevölkerung, tatsächlich aber Politik für
die herrschenden Eliten macht. In
Europa bezeichnet man derzeit gern
Politiker als Populisten, die nicht dem
neoliberalen Sparkurs folgen, der als
alternativlos gilt.
In diesem Sinne sind Sie Populist?
Mir gefällt der Begriff nicht. Für mich
sind Populisten eher Menschen die
behaupten, dass die Griechen immerzu
Ferien machen, nicht arbeiten und betrü-
gen und dafür die Deutschen zahlen las-
sen.
Der Großinvestor Joerg Sponer von
Capital Group sagte nach einem Treffen
mit Ihnen: "Syriza ist schlimmer als
Kommunismus, die Kommunisten hat-
ten wenigstens einen Plan. Syriza
bedeutet Chaos."
Seit Mai 2012 treffen wir uns mit vie-
len privaten Geldgebern. Einige lehnen
uns ab - das sind die, die auf das
schnelle Geld aus sind. Wir erhalten
aber auch viel Zustimmung von jenen
Investoren, die ihr Geld langfristig anle-
gen und daher unser Programm zur Wie-
derbelebung der griechischen Wirt-
schaft für aussichtsreich halten. Diese
Anleger kommen vielfach aus Ländern

außerhalb Europas, wo man das drasti-
sche Sparprogramm der Euro-Staaten
für ein Risiko für die Weltwirtschaft
hält.
Jannis Milios (Jahrgang 1952) ist Pro-
fessor für Politische Ökonomie an der
Universität NTUA in Athen. Er stu-
dierte Ingenieurswissenschaften und
Wirtschaft an den Universitäten Osna-
brück, Darmstadt und Athen. In seinen
zahlreichen Texten befasst er sich insbe-
sondere mit der Geschichte des ökono-
mischen Denkens, den Finanzmärkten
und der Entwicklung des Kapitalismus.
Seit einigen Jahren ist er einer der wirt-
schaftspolitischen Köpfe des griechi-
schen Linksbündnisses Syriza.
Wie sieht Ihr Programm aus, das Europa
in Schrecken versetzt?
Unser Programm hat vier Punkte.
Erstens wollen wir die humanitäre Krise
bekämpfen. Dafür werden wir 300 000
arme Haushalte gratis mit Strom versor-
gen und Nahrungsmittel an Bedürftige
verteilen. Zudem gibt es viele leerste-
hende Wohnungen und immer mehr
Obdachlose. Ihnen helfen wir, indem
wir die Miete mit drei Euro pro Qua-
dratmeter subventionieren. Rentner, die
weniger als 700 Euro haben, sollen 13
Renten pro Jahr erhalten anstatt zwölf.
Vor den Sparprogrammen waren es 14.
Das kostet Geld...
Natürlich. Allerdings sollten Wohnung
und Essen in Europa heutzutage eine
Selbstverständlichkeit sein. Aber unser
Programm kostet noch mehr. Denn wir
müssen das Problem der privaten Über-
schuldung lösen: Der Schuldendienst
der privaten Haushalte darf künftig nicht
mehr als ein Drittel des Einkommens
betragen. Schulden, die darüber hinaus-
gehen, werden eingefroren, bis der
Schuldendienst wieder geleistet werden
kann. Zudem planen wir eine Reorgani-
sation des Staates: Darunter fallen Maß-
nahmen wie die Verminderung der

Ministerien von 18 auf zehn oder die
Bekämpfung der Korruption und Steuer-
hinterziehung.
Die Korruption zu bekämpfen verspre-
chen alle Regierungen - mit mäßigem
Erfolg.
Das stimmt. Der Grund dafür liegt in
den herrschenden Parteien, die Grie-
chenland schon seit Jahrzehnten regie-
ren. Sie sind fester Bestandteil des
Systems der Korruption und Vettern-
wirtschaft. So existiert eine Liste mit 24
000 Personen, die in den letzten Jahren
jeweils mehr als 100 000 Euro am
Finanzamt vorbei außer Landes gebracht
haben. Innerhalb von zwei Jahren hat
die Regierung nur 407 dieser Fälle
untersucht. Private Sender zahlen nichts
für die Nutzung öffentlicher Frequen-
zen. All das zeigt: Bisher fehlt der Wille
zur Bekämpfung der Korruption. Die
herrschenden Parteien sind eng mit den
großen Oligarchen und Konzernen ver-
knüpft. Wir nicht.
Wie will Syriza die griechische Wirt-
schaft in Gang bringen?
Dazu gehört, dass wir den Rückgang der
Löhne stoppen, indem wir den Mindest-
lohn wieder von 586 auf 750 Euro pro
Monat erhöhen und die Flächentarifver-
träge stärken. Sklavenartige Arbeit muss
verschwinden.
Aber Lohnerhöhungen verteuern Arbeit,
was die griechische Wettbewerbsfähig-
keit unterminiert.
Das ist die in Europa derzeit herr-
schende Ideologie. Tatsächlich sind die
europäischen Volkswirtschaften kapital-
intensive Ökonomien. Mit einem Nied-
riglohn-Wettbewerb wird Europa nicht
weit kommen. Das Problem Europas ist
nicht die Lohnhöhe, sondern mangeln-
den Investitionen, mangelhafte Infra-
struktur, auch Bürokratie und wider-
sprüchliche gesetzliche Regelungen.
Wir müssen den Produktionsapparat und
die Produktions- bedingungen moderni-



sieren, damit die Produktivität wieder
steigt.
Aber niedrigere Löhne helfen den
Unternehmen.
Die mangelnde Nachfrage erwürgt die
Wirtschaft. Wäre ich Investor, ich
würde derzeit nicht in Griechenland
investieren wollen. Außerdem gibt es
verschiedene Interessen in einer Gesell-
schaft, nicht nur die Unternehmen.
Wie wollen Sie Ihr Programm finanzie-
ren?
Zunächst will ich festhalten: Die bishe-
rige Politik ist gescheitert. Griechen-
lands Wirtschaftsleistung ist ein Viertel
geringer als vor der Krise und den Spar-
programmen. Es muss einen Politik-
wechsel geben.
Wo soll das Geld herkommen?
Unser Programm kostet im ersten Jahr
knapp zwölf Milliarden Euro...
Die griechische Regierung sagt, es sei
viel mehr - bis zu 17 Milliarden.
Das wird die Regierung immer sagen,
sie ist unser politischer Gegner. Wir
errechnen zwölf Milliarden. Drei Milli-
arden bekommen wir aus der Eintrei-
bung von Steuerrückständen, die insge-
samt auf 70 Milliarden gestiegen sind.
Die aktuelle Regierung schätzt, dass
dem Staat durch Steuerhinterziehung
und Öl-Schmuggel jährlich über zwölf
Milliarden Euro entgehen - drei Milliar-
den davon wollen wir zurückholen. Das
ist realistisch. Weitere drei Milliarden
wollen wir aus dem Fonds für die Ban-
kenstabilisierung nehmen und drei Mil-
liarden aus EU-Struktur und -Investiti-
onsfonds.
Das Geld aus den Strukturfonds und aus
dem Bankenfonds kommt von der EU.
Sie brauchen also die Zustimmung der
europäischen Regierungen. Gleichzeitig
kritisieren Sie die Sparauflagen für
Griechenland und wollen die vereinbar-
ten Bedingungen für die vergebenen
EU-Hilfen neu verhandeln. Die EU
lehnt das bislang ab. Was wollen Sie
tun?
Über unser Programm wollen wir nicht
verhandeln, denn das ist Sache nationa-
ler Politik und eine Frage der Demokra-
tie. Wenn die Menschen unser Pro-
gramm wählen, setzen wir es um.
...finanziert mit Geld der EU.
Aber unser Programm ist im Interesse
der EU. Denn: Der Sparkurs hat Grie-
chenland ruiniert, die Wirtschaft ist dra-
stisch geschrumpft, die Arbeitslosigkeit
liegt bei 26 Prozent. Viele international

renommierte Ökonomen halten den
Sparkurs für falsch.
Sie malen schwarz. Die griechische
Wirtschaft wächst bereits wieder. Im
dritten Quartal legte das Bruttoinlands-
produkt um 0,7 Prozent zu, das war
Euro-Zonen-Rekord.
Angesichts eines Produktionsrückgangs
von rund 30 Prozent ist das nicht beein-
druckend. Und nebenbei gesagt ist die-
ses Wachstum von 0,7 Prozent ein stati-
stischer Effekt. Denn das ist das reale
Wirtschaftswachstum, die Inflation ist
abgezogen. Nun herrscht in Griechen-
land Deflation, die Preise sinken um ein
Prozent. Berücksichtigt man dies, so
zeigt sich: "Real" produzieren die
Unternehmen zwar mehr, tatsächlich
aber nehmen sie weniger ein, weil die
Preise fallen. Die Katastrophe setzt sich
also fort. Niemand kann Interesse daran
haben, dass der Sparkurs weitergeführt
wird. Es heißt immer, Griechenland sei
ein Fass ohne Boden. Wir wollen einen
Boden einziehen.
Ohne Verhandlung mit der EU werden
Sie nicht weit kommen. Denn Griechen-
land mag vielleicht Ihr Programm finan-
zieren können. Aber dieses Jahr braucht
das Land nach Schätzungen 16 Milliar-
den Euro neue Kredite, um Zinsen zu
zahlen und Alt-Schulden zurückzuzah-
len. Um diese Kredite zu bekommen,
brauchen Sie die EU.
Wir sind verhandlungsbereit. Es geht
uns darum, die Sparauflagen abzumil-
dern, um Griechenland wieder Luft zum
Atmen zu geben. Nach geltender Ver-
einbarung muss Griechenland die näch-
sten Jahre hohe Überschüsse im Staats-
haushalt erzielen und weitere Kredite
aufnehmen. Und wozu dienen diese
Überschüsse und neuen Kredite? Um
die aufgelaufenen Schulden zu bedie-
nen! Das ist ökonomischer Unsinn.
Griechenland erhält Milliarden an Hil-
fen und spart sich kaputt, nur um einen
Schuldenberg zu bedienen, der immer
weiter wächst.
Daher fordern sie einen weiteren Schul-
denerlass für Griechenland. Fast 80 Pro-
zent der griechischen Schulden liegen
bei öffentlichen Gläubigern wie den
EU-Staaten, also letztlich beim Steuer-
zahler. Warum sollte der für Griechen-
land zahlen?
Weil es keinen anderen Weg gibt. Auch
Deutschland wurde 1953 ein Großteil
der Kriegs- und Vorkriegsschulden
erlassen, um einen Neustart zu ermögli-

chen. Das wollen wir auch - und nicht
nur wir. Auch das Deutsche Institut für
Wirtschaftsforschung hat dafür plädiert,
Griechenlands Schulden zur Hälfte zu
streichen.
Bislang wird Ihr Antrag von den EU-
Staaten abgelehnt.
Am Ende wird es keine Frage von "Ja"
oder "Nein" sein. Es geht nicht um Tsi-
pras gegen Merkel. Es ist ein sehr viel
komplizierteres Problem mit sehr vielen
Spielern und Interessen. Ich bin optimi-
stisch, dass wir eine Lösung finden wer-
den.
Womit wollen Sie Ihre Verhandlungs-
partner überzeugen? Die Bundesregie-
rung ließ kürzlich wissen, ein Austritt
Griechenlands aus dem Euro sei für die
Euro-Zone verkraftbar. Der Grexit
scheint kein Drohpotenzial mehr zu
haben.
Es gibt einen Unterschied zwischen
einer Kriegsdrohung und einer Kriegser-
klärung. Vor den Wahlen kann jeder
sagen, was er will. Nach den Wahlen
wird dann verhandelt. Ein Austritt Grie-
chenlands aus dem Euro würde viel-
leicht kurzfristig die Euro-Zone nicht
destabilisieren. Langfristig aber ändert
sich dadurch der Charakter der Wäh-
rungsunion. Beispiel USA: Wenn Kali-
fornien zahlungsunfähig wird, ist
dadurch die währungspolitische Einheit
der USA nicht gefährdet. Anders in der
Euro-Zone: Tritt Griechenland aus,
würde ein Präzedenzfall geschaffen. Die
Unumkehrbarkeit des Euro wäre offizi-
ell dementiert. Das untergräbt prinzipi-
ell den Bestand der Währungsunion.
Wie gesagt, das kann niemand wollen.
Dennoch: Inoffiziell wird in Deutsch-
land gewarnt, man dürfe Syriza keine
Zugeständnisse machen. Andernfalls
würden andere hochverschuldete Län-
der ebenfalss benfZugeständnisse bei
Spar- und Reformauflagen fordern.
Ich halte das nicht für eine Bedrohung,
sondern für eine Chance für Europa. Es
braucht ja nicht nur in Griechenland
eine Abkehr vom bisherigen Kurs. Auch
in anderen Ländern. Auch in Deutsch-
land. Der Zwang zu Sparsamkeit, Lohn-
senkungs-Konkurrenz und Wettbewer-
bsfähigkeit hat auch der deutschen
Arbeitsbevölkerung nicht gutgetan. Die
Deutschen sollten sich auf Syriza
freuen.
Das Gespräch führte Stephan Kauf-
mann.
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"Die Deutschen sollten sich auf Syriza freuen"
Am 25. Januar wird in Griechenland gewählt. Wenn das Linksbündnis Syriza gewinnt, so wird
gewarnt, drohen Chaos und ein Euro-Austritt Griechenlands. Dem widerspricht Jannis Milios,
Wirtschaftsprofessor in Athen und wichtigster Wirtschaftsberater von Syriza-Chef Alexis
Tsipras.
Die Welt schaut auf Griechenland. Dort
wird am 25. Januar gewählt. Bislang
liegt das Linksbündnis Syriza vorn, das
den strengen Sparkurs des Landes
ablehnt. Kommt Syriza an die Macht, so
wird gewarnt, drohen Chaos, Krise und
ein Euro-Austritt Griechenlands. Dem
widerspricht Jannis Milios, Wirt-
schaftsprofessor in Athen und wichtig-
ster Wirtschaftsberater von Syriza-Chef
Alexis Tsipras: "Unsere Politik nützt
nicht nur Griechenland, sondern ganz
Europa."
Herr Professor Milios, angesichts Ihrer
Politikvorschläge bezeichnet man Sie
als Populisten. Sind Sie das?
Was ist ein Populist? Für mich ist das
jemand, der so tut, als vertrete er die
Bevölkerung, tatsächlich aber Politik für
die herrschenden Eliten macht. In
Europa bezeichnet man derzeit gern
Politiker als Populisten, die nicht dem
neoliberalen Sparkurs folgen, der als
alternativlos gilt.
In diesem Sinne sind Sie Populist?
Mir gefällt der Begriff nicht. Für mich
sind Populisten eher Menschen die
behaupten, dass die Griechen immerzu
Ferien machen, nicht arbeiten und betrü-
gen und dafür die Deutschen zahlen las-
sen.
Der Großinvestor Joerg Sponer von
Capital Group sagte nach einem Treffen
mit Ihnen: "Syriza ist schlimmer als
Kommunismus, die Kommunisten hat-
ten wenigstens einen Plan. Syriza
bedeutet Chaos."
Seit Mai 2012 treffen wir uns mit vie-
len privaten Geldgebern. Einige lehnen
uns ab - das sind die, die auf das
schnelle Geld aus sind. Wir erhalten
aber auch viel Zustimmung von jenen
Investoren, die ihr Geld langfristig anle-
gen und daher unser Programm zur Wie-
derbelebung der griechischen Wirt-
schaft für aussichtsreich halten. Diese

Anleger kommen vielfach aus Ländern
außerhalb Europas, wo man das drasti-
sche Sparprogramm der Euro-Staaten
für ein Risiko für die Weltwirtschaft
hält.
Jannis Milios (Jahrgang 1952) ist Pro-
fessor für Politische Ökonomie an der
Universität NTUA in Athen. Er stu-
dierte Ingenieurswissenschaften und
Wirtschaft an den Universitäten Osna-
brück, Darmstadt und Athen. In seinen
zahlreichen Texten befasst er sich insbe-
sondere mit der Geschichte des ökono-
mischen Denkens, den Finanzmärkten
und der Entwicklung des Kapitalismus.
Seit einigen Jahren ist er einer der wirt-
schaftspolitischen Köpfe des griechi-
schen Linksbündnisses Syriza.
Wie sieht Ihr Programm aus, das Europa
in Schrecken versetzt?
Unser Programm hat vier Punkte.
Erstens wollen wir die humanitäre Krise
bekämpfen. Dafür werden wir 300 000
arme Haushalte gratis mit Strom versor-
gen und Nahrungsmittel an Bedürftige
verteilen. Zudem gibt es viele leerste-
hende Wohnungen und immer mehr
Obdachlose. Ihnen helfen wir, indem
wir die Miete mit drei Euro pro Qua-
dratmeter subventionieren. Rentner, die
weniger als 700 Euro haben, sollen 13
Renten pro Jahr erhalten anstatt zwölf.
Vor den Sparprogrammen waren es 14.
Das kostet Geld...
Natürlich. Allerdings sollten Wohnung
und Essen in Europa heutzutage eine
Selbstverständlichkeit sein. Aber unser
Programm kostet noch mehr. Denn wir
müssen das Problem der privaten Über-
schuldung lösen: Der Schuldendienst
der privaten Haushalte darf künftig nicht
mehr als ein Drittel des Einkommens
betragen. Schulden, die darüber hinaus-
gehen, werden eingefroren, bis der
Schuldendienst wieder geleistet werden
kann. Zudem planen wir eine Reorgani-

sation des Staates: Darunter fallen Maß-
nahmen wie die Verminderung der
Ministerien von 18 auf zehn oder die
Bekämpfung der Korruption und Steuer-
hinterziehung.
Die Korruption zu bekämpfen verspre-
chen alle Regierungen - mit mäßigem
Erfolg.
Das stimmt. Der Grund dafür liegt in
den herrschenden Parteien, die Grie-
chenland schon seit Jahrzehnten regie-
ren. Sie sind fester Bestandteil des
Systems der Korruption und Vettern-
wirtschaft. So existiert eine Liste mit 24
000 Personen, die in den letzten Jahren
jeweils mehr als 100 000 Euro am
Finanzamt vorbei außer Landes gebracht
haben. Innerhalb von zwei Jahren hat
die Regierung nur 407 dieser Fälle
untersucht. Private Sender zahlen nichts
für die Nutzung öffentlicher Frequen-
zen. All das zeigt: Bisher fehlt der Wille
zur Bekämpfung der Korruption. Die
herrschenden Parteien sind eng mit den
großen Oligarchen und Konzernen ver-
knüpft. Wir nicht.
Wie will Syriza die griechische Wirt-
schaft in Gang bringen?
Dazu gehört, dass wir den Rückgang der
Löhne stoppen, indem wir den Mindest-
lohn wieder von 586 auf 750 Euro pro
Monat erhöhen und die Flächentarifver-
träge stärken. Sklavenartige Arbeit muss
verschwinden.
Aber Lohnerhöhungen verteuern Arbeit,
was die griechische Wettbewerbsfähig-
keit unterminiert.
Das ist die in Europa derzeit herr-
schende Ideologie. Tatsächlich sind die
europäischen Volkswirtschaften kapital-
intensive Ökonomien. Mit einem Nied-
riglohn-Wettbewerb wird Europa nicht
weit kommen. Das Problem Europas ist
nicht die Lohnhöhe, sondern mangeln-
den Investitionen, mangelhafte Infra-
struktur, auch Bürokratie und wider-



sprüchliche gesetzliche Regelungen.
Wir müssen den Produktionsapparat und
die Produktions- bedingungen moderni-
sieren, damit die Produktivität wieder
steigt.
Aber niedrigere Löhne helfen den
Unternehmen.
Die mangelnde Nachfrage erwürgt die
Wirtschaft. Wäre ich Investor, ich
würde derzeit nicht in Griechenland
investieren wollen. Außerdem gibt es
verschiedene Interessen in einer Gesell-
schaft, nicht nur die Unternehmen.
Wie wollen Sie Ihr Programm finanzie-
ren?
Zunächst will ich festhalten: Die bishe-
rige Politik ist gescheitert. Griechen-
lands Wirtschaftsleistung ist ein Viertel
geringer als vor der Krise und den Spar-
programmen. Es muss einen Politik-
wechsel geben.
Wo soll das Geld herkommen?
Unser Programm kostet im ersten Jahr
knapp zwölf Milliarden Euro...
Die griechische Regierung sagt, es sei
viel mehr - bis zu 17 Milliarden.
Das wird die Regierung immer sagen,
sie ist unser politischer Gegner. Wir
errechnen zwölf Milliarden. Drei Milli-
arden bekommen wir aus der Eintrei-
bung von Steuerrückständen, die insge-
samt auf 70 Milliarden gestiegen sind.
Die aktuelle Regierung schätzt, dass
dem Staat durch Steuerhinterziehung
und Öl-Schmuggel jährlich über zwölf
Milliarden Euro entgehen - drei Milliar-
den davon wollen wir zurückholen. Das
ist realistisch. Weitere drei Milliarden
wollen wir aus dem Fonds für die Ban-
kenstabilisierung nehmen und drei Mil-
liarden aus EU-Struktur und -Investiti-
onsfonds.
Das Geld aus den Strukturfonds und aus
dem Bankenfonds kommt von der EU.
Sie brauchen also die Zustimmung der
europäischen Regierungen. Gleichzeitig
kritisieren Sie die Sparauflagen für
Griechenland und wollen die vereinbar-
ten Bedingungen für die vergebenen
EU-Hilfen neu verhandeln. Die EU
lehnt das bislang ab. Was wollen Sie
tun?
Über unser Programm wollen wir nicht
verhandeln, denn das ist Sache nationa-
ler Politik und eine Frage der Demokra-
tie. Wenn die Menschen unser Pro-
gramm wählen, setzen wir es um.
...finanziert mit Geld der EU.
Aber unser Programm ist im Interesse
der EU. Denn: Der Sparkurs hat Grie-
chenland ruiniert, die Wirtschaft ist dra-

stisch geschrumpft, die Arbeitslosigkeit
liegt bei 26 Prozent. Viele international
renommierte Ökonomen halten den
Sparkurs für falsch.
Sie malen schwarz. Die griechische
Wirtschaft wächst bereits wieder. Im
dritten Quartal legte das Bruttoinlands-
produkt um 0,7 Prozent zu, das war
Euro-Zonen-Rekord.
Angesichts eines Produktionsrückgangs
von rund 30 Prozent ist das nicht beein-
druckend. Und nebenbei gesagt ist die-
ses Wachstum von 0,7 Prozent ein stati-
stischer Effekt. Denn das ist das reale
Wirtschaftswachstum, die Inflation ist
abgezogen. Nun herrscht in Griechen-
land Deflation, die Preise sinken um ein
Prozent. Berücksichtigt man dies, so
zeigt sich: "Real" produzieren die
Unternehmen zwar mehr, tatsächlich
aber nehmen sie weniger ein, weil die
Preise fallen. Die Katastrophe setzt sich
also fort. Niemand kann Interesse daran
haben, dass der Sparkurs weitergeführt
wird. Es heißt immer, Griechenland sei
ein Fass ohne Boden. Wir wollen einen
Boden einziehen.
Ohne Verhandlung mit der EU werden
Sie nicht weit kommen. Denn Griechen-
land mag vielleicht Ihr Programm finan-
zieren können. Aber dieses Jahr braucht
das Land nach Schätzungen 16 Milliar-
den Euro neue Kredite, um Zinsen zu
zahlen und Alt-Schulden zurückzuzah-
len. Um diese Kredite zu bekommen,
brauchen Sie die EU.
Wir sind verhandlungsbereit. Es geht
uns darum, die Sparauflagen abzumil-
dern, um Griechenland wieder Luft zum
Atmen zu geben. Nach geltender Ver-
einbarung muss Griechenland die näch-
sten Jahre hohe Überschüsse im Staats-
haushalt erzielen und weitere Kredite
aufnehmen. Und wozu dienen diese
Überschüsse und neuen Kredite? Um
die aufgelaufenen Schulden zu bedie-
nen! Das ist ökonomischer Unsinn.
Griechenland erhält Milliarden an Hil-
fen und spart sich kaputt, nur um einen
Schuldenberg zu bedienen, der immer
weiter wächst.
Daher fordern sie einen weiteren Schul-
denerlass für Griechenland. Fast 80 Pro-
zent der griechischen Schulden liegen
bei öffentlichen Gläubigern wie den
EU-Staaten, also letztlich beim Steuer-
zahler. Warum sollte der für Griechen-
land zahlen?
Weil es keinen anderen Weg gibt. Auch
Deutschland wurde 1953 ein Großteil
der Kriegs- und Vorkriegsschulden

erlassen, um einen Neustart zu ermögli-
chen. Das wollen wir auch - und nicht
nur wir. Auch das Deutsche Institut für
Wirtschaftsforschung hat dafür plädiert,
Griechenlands Schulden zur Hälfte zu
streichen.
Bislang wird Ihr Antrag von den EU-
Staaten abgelehnt.
Am Ende wird es keine Frage von "Ja"
oder "Nein" sein. Es geht nicht um Tsi-
pras gegen Merkel. Es ist ein sehr viel
komplizierteres Problem mit sehr vielen
Spielern und Interessen. Ich bin optimi-
stisch, dass wir eine Lösung finden wer-
den.
Womit wollen Sie Ihre Verhandlungs-
partner überzeugen? Die Bundesregie-
rung ließ kürzlich wissen, ein Austritt
Griechenlands aus dem Euro sei für die
Euro-Zone verkraftbar. Der Grexit
scheint kein Drohpotenzial mehr zu
haben.
Es gibt einen Unterschied zwischen
einer Kriegsdrohung und einer Kriegser-
klärung. Vor den Wahlen kann jeder
sagen, was er will. Nach den Wahlen
wird dann verhandelt. Ein Austritt Grie-
chenlands aus dem Euro würde viel-
leicht kurzfristig die Euro-Zone nicht
destabilisieren. Langfristig aber ändert
sich dadurch der Charakter der Wäh-
rungsunion. Beispiel USA: Wenn Kali-
fornien zahlungsunfähig wird, ist
dadurch die währungspolitische Einheit
der USA nicht gefährdet. Anders in der
Euro-Zone: Tritt Griechenland aus,
würde ein Präzedenzfall geschaffen. Die
Unumkehrbarkeit des Euro wäre offizi-
ell dementiert. Das untergräbt prinzipi-
ell den Bestand der Währungsunion.
Wie gesagt, das kann niemand wollen.
Dennoch: Inoffiziell wird in Deutsch-
land gewarnt, man dürfe Syriza keine
Zugeständnisse machen. Andernfalls
würden andere hochverschuldete Län-
der ebenfalss benfZugeständnisse bei
Spar- und Reformauflagen fordern.
Ich halte das nicht für eine Bedrohung,
sondern für eine Chance für Europa. Es
braucht ja nicht nur in Griechenland
eine Abkehr vom bisherigen Kurs. Auch
in anderen Ländern. Auch in Deutsch-
land. Der Zwang zu Sparsamkeit, Lohn-
senkungs-Konkurrenz und Wettbewer-
bsfähigkeit hat auch der deutschen
Arbeitsbevölkerung nicht gutgetan. Die
Deutschen sollten sich auf Syriza
freuen.
Das Gespräch führte Stephan Kauf-
mann.



Abbildung: Foto: Paulus Ponizak.
Wörter: 1592

© 2015 PMG Presse-Monitor GmbH



mz-web.de (Mitteldeutsche Zeitung) vom 12.01.2015

Autor: Paulus Ponizak Gattung: Online-Quelle
Seite: Online 12.01.2015, 17:09 Uhr Nummer: 1083673864
Weblink: http://www.mz-web.de/wirtschaft/wahl-in-griechenland--die-deutschen-sollten-sich-auf-syriza-freuen-

,20642182,29547030.html

Wahl in Griechenland, "Die Deutschen sollten
sich auf Syriza freuen"
Am 25. Januar wird in Griechenland gewählt. Wenn das Linksbündnis Syriza gewinnt, so wird
gewarnt, drohen Chaos und ein Euro-Austritt Griechenlands. Dem widerspricht Jannis Milios,
Wirtschaftsprofessor in Athen und wichtigster Wirtschaftsberater von Syriza-Chef Alexis
Tsipras.
Die Welt schaut auf Griechenland. Dort
wird am 25. Januar gewählt. Bislang
liegt das Linksbündnis Syriza vorn, das
den strengen Sparkurs des Landes
ablehnt. Kommt Syriza an die Macht, so
wird gewarnt, drohen Chaos, Krise und
ein Euro-Austritt Griechenlands. Dem
widerspricht Jannis Milios, Wirt-
schaftsprofessor in Athen und wichtig-
ster Wirtschaftsberater von Syriza-Chef
Alexis Tsipras: "Unsere Politik nützt
nicht nur Griechenland, sondern ganz
Europa."
Herr Professor Milios, angesichts Ihrer
Politikvorschläge bezeichnet man Sie
als Populisten. Sind Sie das?
Was ist ein Populist? Für mich ist das
jemand, der so tut, als vertrete er die
Bevölkerung, tatsächlich aber Politik für
die herrschenden Eliten macht. In
Europa bezeichnet man derzeit gern
Politiker als Populisten, die nicht dem
neoliberalen Sparkurs folgen, der als
alternativlos gilt.
In diesem Sinne sind Sie Populist?
Mir gefällt der Begriff nicht. Für mich
sind Populisten eher Menschen die
behaupten, dass die Griechen immerzu
Ferien machen, nicht arbeiten und betrü-
gen und dafür die Deutschen zahlen las-
sen.
Der Großinvestor Joerg Sponer von
Capital Group sagte nach einem Treffen
mit Ihnen: "Syriza ist schlimmer als
Kommunismus, die Kommunisten hat-
ten wenigstens einen Plan. Syriza
bedeutet Chaos."
Seit Mai 2012 treffen wir uns mit vie-
len privaten Geldgebern. Einige lehnen
uns ab - das sind die, die auf das
schnelle Geld aus sind. Wir erhalten
aber auch viel Zustimmung von jenen
Investoren, die ihr Geld langfristig anle-
gen und daher unser Programm zur Wie-
derbelebung der griechischen Wirt-

schaft für aussichtsreich halten. Diese
Anleger kommen vielfach aus Ländern
außerhalb Europas, wo man das drasti-
sche Sparprogramm der Euro-Staaten
für ein Risiko für die Weltwirtschaft
hält.
Jannis Milios (Jahrgang 1952) ist Pro-
fessor für Politische Ökonomie an der
Universität NTUA in Athen. Er stu-
dierte Ingenieurswissenschaften und
Wirtschaft an den Universitäten Osna-
brück, Darmstadt und Athen. In seinen
zahlreichen Texten befasst er sich insbe-
sondere mit der Geschichte des ökono-
mischen Denkens, den Finanzmärkten
und der Entwicklung des Kapitalismus.
Seit einigen Jahren ist er einer der wirt-
schaftspolitischen Köpfe des griechi-
schen Linksbündnisses Syriza.
Wie sieht Ihr Programm aus, das Europa
in Schrecken versetzt?
Unser Programm hat vier Punkte.
Erstens wollen wir die humanitäre Krise
bekämpfen. Dafür werden wir 300 000
arme Haushalte gratis mit Strom versor-
gen und Nahrungsmittel an Bedürftige
verteilen. Zudem gibt es viele leerste-
hende Wohnungen und immer mehr
Obdachlose. Ihnen helfen wir, indem
wir die Miete mit drei Euro pro Qua-
dratmeter subventionieren. Rentner, die
weniger als 700 Euro haben, sollen 13
Renten pro Jahr erhalten anstatt zwölf.
Vor den Sparprogrammen waren es 14.
Das kostet Geld...
Natürlich. Allerdings sollten Wohnung
und Essen in Europa heutzutage eine
Selbstverständlichkeit sein. Aber unser
Programm kostet noch mehr. Denn wir
müssen das Problem der privaten Über-
schuldung lösen: Der Schuldendienst
der privaten Haushalte darf künftig nicht
mehr als ein Drittel des Einkommens
betragen. Schulden, die darüber hinaus-
gehen, werden eingefroren, bis der

Schuldendienst wieder geleistet werden
kann. Zudem planen wir eine Reorgani-
sation des Staates: Darunter fallen Maß-
nahmen wie die Verminderung der
Ministerien von 18 auf zehn oder die
Bekämpfung der Korruption und Steuer-
hinterziehung.
Die Korruption zu bekämpfen verspre-
chen alle Regierungen - mit mäßigem
Erfolg.
Das stimmt. Der Grund dafür liegt in
den herrschenden Parteien, die Grie-
chenland schon seit Jahrzehnten regie-
ren. Sie sind fester Bestandteil des
Systems der Korruption und Vettern-
wirtschaft. So existiert eine Liste mit 24
000 Personen, die in den letzten Jahren
jeweils mehr als 100 000 Euro am
Finanzamt vorbei außer Landes gebracht
haben. Innerhalb von zwei Jahren hat
die Regierung nur 407 dieser Fälle
untersucht. Private Sender zahlen nichts
für die Nutzung öffentlicher Frequen-
zen. All das zeigt: Bisher fehlt der Wille
zur Bekämpfung der Korruption. Die
herrschenden Parteien sind eng mit den
großen Oligarchen und Konzernen ver-
knüpft. Wir nicht.
Wie will Syriza die griechische Wirt-
schaft in Gang bringen?
Dazu gehört, dass wir den Rückgang der
Löhne stoppen, indem wir den Mindest-
lohn wieder von 586 auf 750 Euro pro
Monat erhöhen und die Flächentarifver-
träge stärken. Sklavenartige Arbeit muss
verschwinden.
Aber Lohnerhöhungen verteuern Arbeit,
was die griechische Wettbewerbsfähig-
keit unterminiert.
Das ist die in Europa derzeit herr-
schende Ideologie. Tatsächlich sind die
europäischen Volkswirtschaften kapital-
intensive Ökonomien. Mit einem Nied-
riglohn-Wettbewerb wird Europa nicht
weit kommen. Das Problem Europas ist



nicht die Lohnhöhe, sondern mangeln-
den Investitionen, mangelhafte Infra-
struktur, auch Bürokratie und wider-
sprüchliche gesetzliche Regelungen.
Wir müssen den Produktionsapparat und
die Produktions- bedingungen moderni-
sieren, damit die Produktivität wieder
steigt.
Aber niedrigere Löhne helfen den
Unternehmen.
Die mangelnde Nachfrage erwürgt die
Wirtschaft. Wäre ich Investor, ich
würde derzeit nicht in Griechenland
investieren wollen. Außerdem gibt es
verschiedene Interessen in einer Gesell-
schaft, nicht nur die Unternehmen.
Wie wollen Sie Ihr Programm finanzie-
ren?
Zunächst will ich festhalten: Die bishe-
rige Politik ist gescheitert. Griechen-
lands Wirtschaftsleistung ist ein Viertel
geringer als vor der Krise und den Spar-
programmen. Es muss einen Politik-
wechsel geben.
Wo soll das Geld herkommen?
Unser Programm kostet im ersten Jahr
knapp zwölf Milliarden Euro...
Die griechische Regierung sagt, es sei
viel mehr - bis zu 17 Milliarden.
Das wird die Regierung immer sagen,
sie ist unser politischer Gegner. Wir
errechnen zwölf Milliarden. Drei Milli-
arden bekommen wir aus der Eintrei-
bung von Steuerrückständen, die insge-
samt auf 70 Milliarden gestiegen sind.
Die aktuelle Regierung schätzt, dass
dem Staat durch Steuerhinterziehung
und Öl-Schmuggel jährlich über zwölf
Milliarden Euro entgehen - drei Milliar-
den davon wollen wir zurückholen. Das
ist realistisch. Weitere drei Milliarden
wollen wir aus dem Fonds für die Ban-
kenstabilisierung nehmen und drei Mil-
liarden aus EU-Struktur und -Investiti-
onsfonds.
Das Geld aus den Strukturfonds und aus
dem Bankenfonds kommt von der EU.
Sie brauchen also die Zustimmung der
europäischen Regierungen. Gleichzeitig
kritisieren Sie die Sparauflagen für
Griechenland und wollen die vereinbar-
ten Bedingungen für die vergebenen
EU-Hilfen neu verhandeln. Die EU
lehnt das bislang ab. Was wollen Sie
tun?
Über unser Programm wollen wir nicht
verhandeln, denn das ist Sache nationa-
ler Politik und eine Frage der Demokra-
tie. Wenn die Menschen unser Pro-
gramm wählen, setzen wir es um.
...finanziert mit Geld der EU.
Aber unser Programm ist im Interesse

der EU. Denn: Der Sparkurs hat Grie-
chenland ruiniert, die Wirtschaft ist dra-
stisch geschrumpft, die Arbeitslosigkeit
liegt bei 26 Prozent. Viele international
renommierte Ökonomen halten den
Sparkurs für falsch.
Sie malen schwarz. Die griechische
Wirtschaft wächst bereits wieder. Im
dritten Quartal legte das Bruttoinlands-
produkt um 0,7 Prozent zu, das war
Euro-Zonen-Rekord.
Angesichts eines Produktionsrückgangs
von rund 30 Prozent ist das nicht beein-
druckend. Und nebenbei gesagt ist die-
ses Wachstum von 0,7 Prozent ein stati-
stischer Effekt. Denn das ist das reale
Wirtschaftswachstum, die Inflation ist
abgezogen. Nun herrscht in Griechen-
land Deflation, die Preise sinken um ein
Prozent. Berücksichtigt man dies, so
zeigt sich: "Real" produzieren die
Unternehmen zwar mehr, tatsächlich
aber nehmen sie weniger ein, weil die
Preise fallen. Die Katastrophe setzt sich
also fort. Niemand kann Interesse daran
haben, dass der Sparkurs weitergeführt
wird. Es heißt immer, Griechenland sei
ein Fass ohne Boden. Wir wollen einen
Boden einziehen.
Ohne Verhandlung mit der EU werden
Sie nicht weit kommen. Denn Griechen-
land mag vielleicht Ihr Programm finan-
zieren können. Aber dieses Jahr braucht
das Land nach Schätzungen 16 Milliar-
den Euro neue Kredite, um Zinsen zu
zahlen und Alt-Schulden zurückzuzah-
len. Um diese Kredite zu bekommen,
brauchen Sie die EU.
Wir sind verhandlungsbereit. Es geht
uns darum, die Sparauflagen abzumil-
dern, um Griechenland wieder Luft zum
Atmen zu geben. Nach geltender Ver-
einbarung muss Griechenland die näch-
sten Jahre hohe Überschüsse im Staats-
haushalt erzielen und weitere Kredite
aufnehmen. Und wozu dienen diese
Überschüsse und neuen Kredite? Um
die aufgelaufenen Schulden zu bedie-
nen! Das ist ökonomischer Unsinn.
Griechenland erhält Milliarden an Hil-
fen und spart sich kaputt, nur um einen
Schuldenberg zu bedienen, der immer
weiter wächst.
Daher fordern sie einen weiteren Schul-
denerlass für Griechenland. Fast 80 Pro-
zent der griechischen Schulden liegen
bei öffentlichen Gläubigern wie den
EU-Staaten, also letztlich beim Steuer-
zahler. Warum sollte der für Griechen-
land zahlen?
Weil es keinen anderen Weg gibt. Auch
Deutschland wurde 1953 ein Großteil

der Kriegs- und Vorkriegsschulden
erlassen, um einen Neustart zu ermögli-
chen. Das wollen wir auch - und nicht
nur wir. Auch das Deutsche Institut für
Wirtschaftsforschung hat dafür plädiert,
Griechenlands Schulden zur Hälfte zu
streichen.
Bislang wird Ihr Antrag von den EU-
Staaten abgelehnt.
Am Ende wird es keine Frage von "Ja"
oder "Nein" sein. Es geht nicht um Tsi-
pras gegen Merkel. Es ist ein sehr viel
komplizierteres Problem mit sehr vielen
Spielern und Interessen. Ich bin optimi-
stisch, dass wir eine Lösung finden wer-
den.
Womit wollen Sie Ihre Verhandlungs-
partner überzeugen? Die Bundesregie-
rung ließ kürzlich wissen, ein Austritt
Griechenlands aus dem Euro sei für die
Euro-Zone verkraftbar. Der Grexit
scheint kein Drohpotenzial mehr zu
haben.
Es gibt einen Unterschied zwischen
einer Kriegsdrohung und einer Kriegser-
klärung. Vor den Wahlen kann jeder
sagen, was er will. Nach den Wahlen
wird dann verhandelt. Ein Austritt Grie-
chenlands aus dem Euro würde viel-
leicht kurzfristig die Euro-Zone nicht
destabilisieren. Langfristig aber ändert
sich dadurch der Charakter der Wäh-
rungsunion. Beispiel USA: Wenn Kali-
fornien zahlungsunfähig wird, ist
dadurch die währungspolitische Einheit
der USA nicht gefährdet. Anders in der
Euro-Zone: Tritt Griechenland aus,
würde ein Präzedenzfall geschaffen. Die
Unumkehrbarkeit des Euro wäre offizi-
ell dementiert. Das untergräbt prinzipi-
ell den Bestand der Währungsunion.
Wie gesagt, das kann niemand wollen.
Dennoch: Inoffiziell wird in Deutsch-
land gewarnt, man dürfe Syriza keine
Zugeständnisse machen. Andernfalls
würden andere hochverschuldete Län-
der ebenfalss benfZugeständnisse bei
Spar- und Reformauflagen fordern.
Ich halte das nicht für eine Bedrohung,
sondern für eine Chance für Europa. Es
braucht ja nicht nur in Griechenland
eine Abkehr vom bisherigen Kurs. Auch
in anderen Ländern. Auch in Deutsch-
land. Der Zwang zu Sparsamkeit, Lohn-
senkungs-Konkurrenz und Wettbewer-
bsfähigkeit hat auch der deutschen
Arbeitsbevölkerung nicht gutgetan. Die
Deutschen sollten sich auf Syriza
freuen.
Das Gespräch führte Stephan Kauf-
mann.
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kein Titel
Die Welt schaut gebannt auf Griechen-
land. Dort wird am 25. Januar gewählt.
Bislang liegt das Linksbündnis Syriza in
den Umfragen vorn, das den strengen
Sparkurs des Landes ablehnt. Kommt
Syriza an die Macht, so wird gewarnt,
drohen Chaos, Krise und ein Euro-Aus-
tritt Griechenlands. Dem widerspricht
Jannis Milios, Wirtschaftsprofessor in
Athen und wichtigster Wirtschaftsbera-
ter von Syriza-Chef Alexis Tsipras:
"Unsere Politik nützt nicht nur Grie-
chenland, sondern ganz Europa."
Herr Professor Milios, in Europa wird
vor Syriza gewarnt. Wie sieht Ihr Pro-
gramm aus, das Europa in Schrecken
versetzt?
Unser Programm hat vier Punkte.
Erstens wollen wir die humanitäre Krise
bekämpfen. Dafür werden wir 300 000
arme Haushalte gratis mit Strom versor-
gen und Nahrungsmittel an Bedürftige
verteilen. Zudem gibt es viele leerste-
hende Wohnungen und immer mehr
Obdachlose. Ihnen helfen wir, indem
wir die Miete mit drei Euro pro Qua-
dratmeter subventionieren. Rentner, die
weniger als 700 Euro haben, sollen 13
Renten pro Jahr erhalten anstatt zwölf -
vor den Sparprogrammen waren es 14.
Das kostet Geld ...
Natürlich - allerdings sollten Wohnung
und Essen in Europa heutzutage eine
Selbstverständlichkeit sein. Aber unser
Programm kostet noch mehr. Denn wir
müssen das Problem der privaten Über-
schuldung lösen: Der Schuldendienst
der privaten Haushalte darf künftig nicht
mehr als ein Drittel des Einkommens
betragen. Schulden, die darüber hinaus-
gehen, werden eingefroren, bis der
Schuldendienst wieder geleistet werden
kann. Zudem planen wir eine Reorgani-
sation des Staates: Darunter fallen Maß-
nahmen wie die Verminderung der
Ministerien von 18 auf zehn oder die
Bekämpfung der Korruption und Steuer-
hinterziehung.
Die Korruption zu bekämpfen verspre-
chen alle Regierungen - mit mäßigem
Erfolg.
Das stimmt. Der Grund dafür liegt in
den herrschenden Parteien, die Grie-

chenland schon seit Jahrzehnten regie-
ren. Sie sind fester Bestandteil des
Systems der Korruption und Vettern-
wirtschaft. So existiert etwa eine Liste
mit 24 000 Personen, die in den letzten
Jahren jeweils mehr als 100 000 Euro
am Finanzamt vorbei außer Landes
gebracht haben. Innerhalb von zwei Jah-
ren hat die Regierung nur 407 dieser
Fälle untersucht. Private Sender zahlen
nichts für die Nutzung öffentlicher Fre-
quenzen. All das zeigt: Bisher fehlt der
Wille zur Bekämpfung der Korruption.
Die herrschenden Parteien sind eng mit
den großen Oligarchen und Konzernen
verknüpft. Wir nicht.
Wie will Syriza die Wirtschaft wieder in
Gang bringen?
Dazu gehört, dass wir den Rückgang der
Löhne stoppen, indem wir den Mindest-
lohn wieder von 586 auf 750 Euro pro
Monat erhöhen und die Flächentarifver-
träge stärken. Sklavenartige Arbeit muss
verschwinden.
Aber Lohnerhöhungen verteuern Arbeit,
was die Wettbewerbsfähigkeit untermi-
niert.
Das ist die in Europa derzeit herr-
schende Ideologie. Tatsächlich sind die
europäischen Volkswirtschaften kapital-
intensive Ökonomien. Mit einem Nied-
riglohn-Wettbewerb wird Europa nicht
weit kommen. Das Problem Europas ist
nicht die Lohnhöhe, sondern sind die
mangelnden Investitionen, die mangel-
hafte Infrastruktur und auch Bürokratie
und widersprüchliche gesetzliche Rege-
lungen. Wir müssen Produktionsapparat
und Produktionsbedingungen moderni-
sieren, damit die Produktivität wieder
steigt.
Aber niedrigere Löhne helfen den
Unternehmen.
Die mangelnde Nachfrage erwürgt die
Wirtschaft. Wäre ich Investor, ich
würde nicht in Griechenland investieren
wollen. Außerdem gibt es verschiedene
Interessen in einer Gesellschaft, nicht
nur die Unternehmen.
Wie wollen Sie Ihr Programm finanzie-
ren?
Unser Programm kostet im ersten Jahr
knapp zwölf Milliarden Euro.

Die griechische Regierung sagt, es sei
viel mehr, bis zu 17 Milliarden.
Ja, das wird die Regierung immer sagen,
denn sie ist unser politischer Gegner.
Wir errechnen zwölf Milliarden. Drei
Milliarden bekommen wir aus der Ein-
treibung von Steuerrückständen, die ins-
gesamt auf 70 Milliarden gestiegen sind.
Die aktuelle Regierung schätzt, dass
dem Staat durch Steuerhinterziehung
und den grassierenden Öl-Schmuggel
jährlich über zwölf Milliarden Euro ent-
gehen - drei Milliarden davon wollen
wir zurückholen. Das ist realistisch.
Weitere drei Milliarden wollen wir aus
dem Fonds für die Bankenstabilisierung
nehmen und drei Milliarden aus EU-
Struktur und -Investitionsfonds.
Das Geld aus den Strukturfonds und aus
dem Bankenfonds kommt von der EU.
Sie brauchen also die Zustimmung der
europäischen Regierungen. Gleichzeitig
kritisieren Sie die Sparauflagen für
Griechenland und wollen die vereinbar-
ten Bedingungen für die vergebenen
EU-Hilfen neu verhandeln. Die EU
lehnt das bislang ab. Was wollen Sie
tun?
Über unser Programm wollen wir nicht
verhandeln, denn das ist Sache nationa-
ler Politik und eine Frage der Demokra-
tie. Wenn die Menschen unser Pro-
gramm wählen, setzen wir es um.
Finanziert mit Geld der EU.
Aber unser Programm ist im Interesse
der EU. Denn: Der Sparkurs hat Grie-
chenland ruiniert, die Wirtschaft ist dra-
stisch geschrumpft, die Arbeitslosigkeit
liegt bei 26 Prozent. Viele international
renommierte Ökonomen halten den
Sparkurs für falsch.
Sie malen schwarz. Die griechische
Wirtschaft wächst doch bereits wieder.
Im dritten Quartal legte das Bruttoin-
landsprodukt um 0,7 Prozent zu, das war
Euro-Zonen-Rekord.
Angesichts eines Produktionsrückgangs
von rund 30 Prozent ist das nicht beein-
druckend. Und nebenbei gesagt ist die-
ses Wachstum von 0,7 Prozent ein stati-
stischer Effekt. Denn das ist das reale
Wirtschaftswachstum, die Inflation ist
abgezogen. Nun herrscht in Griechen-



land aber Deflation, die Preise sinken
um ein Prozent. Berücksichtigt man
dies, so zeigt sich: "Real" produzieren
die Unternehmen zwar mehr, tatsäch-
lich aber nehmen sie weniger ein, weil
die Preise fallen. Die Katastrophe setzt
sich also fort. Es heißt immer, Griechen-
land sei ein Fass ohne Boden. Wir wol-
len einen Boden einziehen.
Ohne Verhandlung mit der EU werden
Sie nicht weit kommen. Denn Griechen-
land mag vielleicht Ihr Programm finan-
zieren können. Aber dieses Jahr braucht
das Land rund 16 Milliarden Euro neue
Kredite, um Zinsen und Alt-Schulden zu
zahlen. Um diese Kredite zu bekommen,
brauchen Sie die EU.
Wir sind verhandlungsbereit. Es geht
uns darum, die Sparauflagen abzumil-
dern, um Griechenland wieder Luft zum
Atmen zu geben. Nach geltender Ver-
einbarung muss Griechenland die näch-
sten Jahre hohe Überschüsse im Staats-
haushalt erzielen und weitere Kredite
aufnehmen. Und wozu? Um die aufge-
laufenen Schulden zu bedienen! Das ist
doch ökonomischer Unsinn.
Daher fordern Sie einen weiteren Schul-
denerlass. Fast 80 Prozent der griechi-
schen Schulden liegen jedoch bei öffent-
lichen Gläubigern wie den EU-Staaten
oder dem Euro-Rettungsschirm - also
letztlich beim Steuerzahler. Warum
sollte der für Griechenland zahlen?
Weil es keinen anderen Weg gibt. Auch
Deutschland wurde 1953 ein Großteil
der Kriegs- und Vorkriegsschulden
erlassen, um einen Neustart zu ermögli-
chen. Das wollen wir auch - und nicht
nur wir. Auch das Deutsche Institut für
Wirtschaftsforschung hat vergangene
Woche dafür plädiert, Griechenlands

Schulden zur Hälfte zu streichen.
Bislang wird Ihr Antrag von den EU-
Staaten abgelehnt.
Am Ende wird es keine Frage von "Ja"
oder "Nein" sein. Es geht nicht um Tsi-
pras gegen Merkel. Es ist ein sehr viel
komplizierteres Problem mit sehr vielen
Spielern und Interessen. Ich bin optimi-
stisch, dass wir eine Lösung finden wer-
den.
Womit wollen Sie Ihre Verhandlungs-
partner überzeugen? Die Bundesregie-
rung ließ kürzlich wissen, ein Austritt
Griechenlands aus dem Euro sei für die
Euro-Zone verkraftbar. Der Grexit
scheint kein Drohpotenzial mehr zu
haben.
Es gibt einen Unterschied zwischen
einer Kriegsdrohung und einer Kriegser-
klärung. Vor den Wahlen kann jeder
sagen, was er will. Nach den Wahlen
wird dann verhandelt. Ein Austritt Grie-
chenlands aus dem Euro würde viel-
leicht kurzfristig die Euro-Zone nicht
destabilisieren. Langfristig aber ändert
sich dadurch der Charakter der Wäh-
rungsunion. Tritt Griechenland aus,
würde ein Präzedenzfall geschaffen. Die
Unumkehrbarkeit des Euro wäre offizi-
ell dementiert. Das untergräbt prinzipi-
ell den Bestand der Währungsunion.
Wie gesagt, das kann niemand wollen.
Dennoch: Inoffiziell wird in Deutsch-
land gewarnt, man dürfe Syriza keine
Zugeständnisse machen. Sonst würden
andere hochverschuldete Länder eben-
falls Zugeständnisse bei Spar- und
Reformauflagen fordern.
Ich halte das nicht für eine Bedrohung,
sondern für eine Chance für Europa. Es
braucht ja nicht nur in Griechenland
eine Abkehr vom bisherigen Kurs. Auch

in anderen Ländern. Auch in Deutsch-
land. Der Sparzwang, Lohnsenkungs-
Konkurrenz und Wettbewerbsfähigkeit
hat auch der deutschen Arbeitsbevölke-
rung nicht gutgetan. Die Deutschen soll-
ten sich auf Syriza freuen.
Interview: Stephan Kaufmann
ZUR PERSON

 Jannis Milios ist Professor für Politi-
sche Ökonomie an der Universität
NTUA in Athen. Er studierte Inge-
nieurswissenschaften und Wirtschaft
an den Universitäten Osnabrück,
Darmstadt und Athen.
 In seinen Texten befasst Milios sich
mit der Geschichte des ökonomischen
Denkens, den Finanzmärkten und der
Entwicklung des Kapitalismus. Seit
einigen Jahren ist er einer der wirt-
schaftspolitischen Köpfe des griechi-
schen Linksbündnisses Syriza. kau

ENTSCHÄDIGUNG

 Die Bundesregierung lehnt Entschä-
digungszahlungen an Griechenland für
Folgen des Zweiten Weltkriegs ab.
Das gelte auch für etwaige Ansprüche
aus einer Zwangsanleihe, die Nazi-
Deutschland als Besatzungsmacht
dem Land Anfang der 40er Jahre
abgefordert hatte, teilte das Bundesfi-
nanzministerium am Montag mit. Es
reagierte damit auf Berichte, nach
denen Deutschland Hellas elf Milliar-
den Euro aus diesem Zwangskredit
schulde. rtr

Abbildung: Jannis Milios hofft auf ein Umdenken in Europa. PAULUS PONIZAK
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„Eine Frage der Solidarität“
EUROKRISE Griechenland braucht einen Schuldenerlass, sagt John Milios, der Chefökonom
des Linksbündnisses Syriza. Die Menschen litten unter dem bisherigen Spardiktat
INTERVIEW HANNA GERSMANN
taz: Herr Milios, mischt sich Bundes-

kanzlerin Angela Merkel in die
Zukunft Griechenlands ein?
John Milios: Deutschland ist das stärk-
ste Land in der Europäischen Union,
also akzeptieren alle, dass es die wich-
tigste Rolle spielt. Das Problem: Die
Regierungschefs in den anderen EU-
Ländern lehnen sich nicht gegen die von
Merkel vorgegebene extrem neoliberale
Politik auf, durch die das Land, die
Wirtschaft und die Gesellschaft kaputt-
gespart werden. Die Menschen in Grie-
chenland können zum Beispiel nicht
mehr vernünftig medizinisch versorgt
werden. So warten sie auf eine Krebs-
operation leicht acht Monate. Dann kann
es schon zu spät sein.
Sie und Ihre Partei wollen den Spar-

kurs, den Brüssel im Gegenzug zu
Hilfskrediten fordert, aufheben. Neh-
men Sie in Kauf, aus der Eurozone
geworfen zu werfen?
Das sehen die europäischen Verträge
doch gar nicht vor. Und es wäre auch
für alle anderen ein Risiko. Geht ein
Land raus, wird es Chaos geben. Wir
wollen in der Eurozone kämpfen – und
verhandeln, um aus der Schuldenfalle zu
kommen.
Sie wollen einen Schuldenschnitt –

wie soll der genau aussehen?
Es hätte kein deutsches Wirtschaftswun-
der gegeben, wenn der Bundesrepublik
nicht 1953 die Hälfte aller Schulden bei
anderen Staaten, Unternehmen und Pri-
vatinvestoren erlassen worden wäre.
Damals reichte auch Griechenland dem
Kriegsverlierer die Hand. Heute brau-

chen wir Spielraum, um eine sozial
gerechte Wirtschaftsentwicklung zu för-
dern.
Die Schulden der Deutschen damals

resultierten zum Teil noch aus dem
Versailler Vertrag nach dem Ersten
Weltkrieg. Ist das vergleichbar?
Der Schuldenerlass ist eine Frage der
Solidarität. Unterschiede gibt es immer.
In Griechenland stehen wir vor einer
humanitären Katastrophe.
Warum meistern denn andere Län-

der wie Irland oder Portugal ihre
Krise besser als Griechenland?
Die Iren sprechen Englisch, und sie
haben eine starke irische Gemeinschaft
in Großbritannien und in den USA.
Irlands Arbeitslosigkeit ist nur deshalb
niedriger, weil viele ausgewandert sind.
Das hat nichts mit guter Performance zu
tun.
Ist es für Sie gerecht, dass der Rest

Europas – selbst die ärmeren Euro-
länder Slowenien, Slowakei und das
Baltikum – für die jahrelange Miss-
wirtschaft der griechischen Regie-
rung zahlen muss?
Die Bürger sollen keinen Euro verlieren.
Das könnte so funktionieren: Die Euro-
päische Zentralbank nimmt allen Euro-
staaten jene Schulden ab, die 50 Pro-
zent der jährlichen Wirtschaftsleistung
übersteigen. Die werden umgewandelt
in Anleihen, die nicht verzinst werden.
Die Anleihen verlieren mit der Inflation
Jahr für Jahr an Wert. Regierungen kau-
fen sie dann zurück, wenn sie nicht
mehr Schulden als 20 Prozent der jährli-
chen Wirtschaftsleistung ausmachen.
Auf das Geld aus Griechenland müsste

die EZB dann ungefähr 50 Jahre warten.
Wie wollen Sie im Gegenzug die

Wirtschaft wieder in Gang bringen?
In Griechenland entstehen bereits viele
kleine Unternehmen, die Software und
Mikroelektronik entwickeln. Diese
Unternehmen werden wir fördern.
Genau wie die grünen Energien. Zudem
werden wir versuchen, den Tourismus-
sektor mit der Landwirtschaft zusam-
menzubringen – und zum Beispiel allen
Urlaubern mehr als Feta und Oliven
anbieten.
Wie viel kostet das den griechischen

Staat?
Für unser sogenanntes Thessaloniki-
Programm, mit dem wir die Einkom-
men und den Wohlfahrtsstaat stabilisie-
ren wollen, veranschlagen wir 11,5 Mil-
liarden Euro.
Werden Sie endlich die Reichen in

Griechenland dazu bringen, ihrer
Steuerpflicht nachzukommen?
Die Steuerbehörden in Griechenland
müssen gestärkt werden. Längst gibt es
Listen mit Steuersündern und Korrupti-
onsdelikten. 55.000 Griechen haben
demnach zum Beispiel während der
Krise jeweils mehr als 100.000 Euros
von ihren Konten abgehoben und aus
dem Land geschafft. 24.000 davon sol-
len dabei gegenüber den Finanzbehör-
den falsche Angaben gemacht haben.
Doch gerade mal 400 davon sind inner-
halb der letzten zwei Jahre bestraft wor-
den. Personal fehlt an allen Ecken und
Enden. Es hat etwas mit politischem
Willen zu tun, ob man Steuersünder
belangt.
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"Das ist eine Frage der Solidarität"
Griechenland braucht nach Ansicht des Linksbündnisses Syriza einen Schuldenerlass. Das
Spardiktat sei ausgereizt.
Mitte des vergangenen Jahres hatte
Griechenland 320 Milliarden Euro
Staatsschulden. Das sind 175 Prozent
der Wirtschaftsleistung. Das Land
erwirtschaftet nicht genug, um den Berg
abzutragen. Im Vorfeld der Wahlen in
Griechenland am 25. Januar wird über
einen Schuldenerlass diskutiert. John
Milios (62) ist Wirtschaftsprofessor in
Athen und Chefökonom des Linksbünd-
nisses Syriza, dessen Wirtschaftspro-
gramm er mitverfasst hat.
Herr Milios, mischt sich die
deutsche Bundeskanzlerin in
die Zukunft Griechenlands ein?
Deutschland ist das stärkste Land in der
Europäischen Union, also akzeptieren
alle, dass es die wichtigste Rolle spielt.
Das Problem: Die Regierungschefs in
den anderen EU-Ländern lehnen sich
nicht gegen die vorgegebene extrem
neoliberale Politik auf, durch die Land,
Wirtschaft und Gesellschaft kaputt
gespart werden. Die Menschen in Grie-
chenland können zum Beispiel nicht
mehr vernünftig medizinisch versorgt
werden. So warten sie auf eine Krebs-
operation bis zu acht Monate. Da kann
es längst zu spät sein.
Sie und Ihre Partei wollen den
Sparkurs, den Brüssel im Gegenzug zu
Hilfskrediten fordert, aufheben.
Nehmen Sie in Kauf, dafür aus der
Eurozone rausgeworfen zu werfen?
Das sehen die europäischen Verträge
doch gar nicht vor. Und es wäre auch
für alle anderen ein Risiko. Geht ein
Land raus, wird es Chaos geben. Wir
wollen in der Eurozone kämpfen - und
verhandeln, um aus der Schuldenfalle zu
kommen.
Sie wollen einen Schuldenschnitt -
wie soll der genau aussehen?
Es hätte kein deutsches Wirtschaftswun-
der gegeben, wenn der Bundesrepublik

nicht 1953 die Hälfte aller Schulden bei
anderen Staaten, Unternehmen und Pri-
vatinvestoren erlassen worden wäre.
Damals reichte Griechenland dem
Kriegsverlierer auch die Hand. Heute
brauchen wir einen finanziellen Spiel-
raum, um eine sozial gerechte Wirt-
schaftsentwicklung zu fördern.
Die Schulden damals resultierten aber
zum Teil noch aus dem Versailler
Vertrag nach dem Ersten Weltkrieg.
Ist das vergleichbar?
Der Schuldenerlass ist eine Frage der
Solidarität. Historische Unterschiede
gibt es immer. In Griechenland stehen
wir in einer Zeit des Friedens vor einer
humanitären Katastrophe.
Warum meistern Länder wie Irland oder
Portugal ihre Krise besser als
die Griechen?
Die Iren sprechen Englisch, und sie
haben eine starke irische Gemeinschaft
in Groß-britannien und in den USA.
Irlands Arbeitslosigkeit ist nur deshalb
niedriger, weil viele ausgewandert sind.
Das hat nichts mit guter Performance zu
tun.
Für Sie ist es gerecht, dass der Rest
Europas für die Misswirtschaft der grie-
chischen Regierung zahlen muss?
Die Bürger sollen keinen Euro verlieren.
Das könnte so funktionieren: Die Euro-
päische Zentralbank nimmt allen Euro-
staaten jene Schulden ab, die 50 Pro-
zent der jährlichen Wirtschaftsleistung
übersteigen. Die werden umgewandelt
in unverzinste Anleihen. Diese verlie-
ren mit der Inflation Jahr für Jahr an
Wert. Regierungen kaufen sie dann
zurück, wenn sie nicht mehr Schulden
als 20 Prozent der jährlichen Wirt-
schaftsleistung ausmachen. Auf das
Geld aus Griechenland müsste die EZB
dann ungefähr 50 Jahre warten.
Wie bringen Sie im Gegenzug die

Wirtschaft in Gang?
In Griechenland entstehen bereits viele
kleine Unternehmen, die Software und
Mikroelektronik entwickeln. Dieser
High-Tech-Sektor macht jetzt gut 2,5
Prozent aus der Wirtschaftsleistung aus
- die Agrarwirtschaft vier Prozent. Diese
Start-Ups werden wir fördern. Genau
wie die grünen Energien. Zudem sollen
Tourismus und Landwirtschaft besser
kooperieren. .
Wie viel wird das den Staat kosten?
Für unser sogenanntes Thessaloniki-
Programm, mit dem wir die Einkom-
men und den Wohlfahrtsstaat stabilisie-
ren wollen, veranschlagen wir 11,5 Mil-
liarden Euro.
Werden Sie die Reichen dazu bringen,
mehr Steuern zu zahlen?
Die Steuerbehörden müssen gestärkt
werden. Längst gibt es Listen mit Steu-
ersündern - 55 000 Griechen haben
demnach während der Krise jeweils
mehr als 100 000 Euro aus dem Land
geschafft. 24 000 davon sollen dabei
gegenüber den Finanzbehörden falsche
Angaben gemacht haben. Doch gerade
mal 400 davon sind innerhalb der letz-
ten zwei Jahre bestraft worden.
Was spricht dagegen, griechische Inseln
zu verkaufen?
Wir werden niemanden enteignen -
weder Arme noch Reiche.
Das Interview führte Hanna Gersmann.
Bildunterschrift:
Griechenlands Regierungen der letzten
Jahrzehnte haben einen enormen Schul-
denberg angehäuft, für den jetzt vor
allem die griechischen Bürger bezahlen
müssen. Viele, wie diesen Mann vor
einer Athener Bank, hat das in Armut
gestürzt. Foto: Reuters
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"Das ist eine Frage der Solidarität"
Im Interview erklärt der Chefökonom des griechischen Linksbündnisses Syriza, warum ein
Schuldenerlass sein muss
Griechenland werde kaputtgespart und
stehe vor einer humanitären Katastro-
phe, erklärt John Milios, Chefökonom
der griechischen Partei Syriza. Mit ihm
sprach Hanna Gersmann.
Herr Milios, mischt sich Bundeskanzle-
rin Angela Merkel in die Zukunft Grie-
chenlands ein?
John Milios: Deutschland ist das stärk-
ste Land in der Europäischen Union,
also akzeptieren alle, dass es die wich-
tigste Rolle spielt. Das Problem: Die
Regierungschefs in den anderen EU-
Ländern lehnen sich nicht gegen die von
ihr vorgegebene extrem neoliberale
Politik auf, durch die das Land, die
Wirtschaft und die Gesellschaft kaputt-
gespart werden. Die Menschen in Grie-
chenland können zum Beispiel nicht
mehr vernünftig medizinisch versorgt
werden. So warten sie auf eine Krebs-
operation leicht acht Monate. Dann kann
es schon zu spät sein.
Sie und Ihre Partei Syriza wollen den
Sparkurs, den Brüssel im Gegenzug zu
Hilfskrediten fordert, aufheben. Neh-
men Sie in Kauf, aus der Eurozone raus-
geworfen zu werfen?
Milios: Das sehen die europäischen Ver-
träge doch gar nicht vor. Und es wäre
auch für alle anderen ein Risiko. Geht
ein Land raus, wird es Chaos geben. Wir
wollen in der Eurozone kämpfen - und
verhandeln, um aus der Schuldenfalle zu
kommen.
Sie wollen einen Schuldenschnitt - wie

soll der genau aussehen?
Milios: Es hätte kein deutsches Wirt-
schaftswunder gegeben, wenn der Bun-
desrepublik nicht 1953 die Hälfte aller
Schulden bei anderen Staaten, Unter-
nehmen und Privatinvestoren erlassen
worden wäre. Damals reichte Griechen-
land dem Kriegsverlierer auch die Hand.
Heute brauchen wir einen finanziellen
Spielraum, um eine sozial gerechte
Wirtschaftsentwicklung zu fördern.
Die Schulden damals resultierten zum
Teil noch aus dem Versailler Vertrag
nach dem Ersten Weltkrieg. Ist das ver-
gleichbar?
Milios: Der Schuldenerlass ist eine
Frage der Solidarität. Unterschiede gibt
es immer. In Griechenland stehen wir in
einer Zeit des Friedens vor einer huma-
nitären Katastrophe.
Warum meistern Irland oder Portugal
ihre Krise besser?
Milios: Die Iren sprechen Englisch, und
sie haben ein starke irische Gemein-
schaft in Großbritannien und in den
USA. Irlands Arbeitslosigkeit ist nur
deshalb niedriger, weil viele ausgewan-
dert sind. Das hat nichts mit guter Per-
formance zu tun.
Für Sie ist es gerecht, dass der Rest
Europas, selbst die ärmeren Länder, für
die Misswirtschaft der griechischen
Regierung zahlen muss?
Milios: Die Bürger sollen keinen Euro
verlieren. Das könnte so funktionieren:
Die Europäische Zentralbank nimmt

allen Eurostaaten jene Schulden ab, die
50 Prozent der jährlichen Wirtschaftslei-
stung übersteigen. Die werden umge-
wandelt in Anleihen, die nicht verzinst
werden. Die Anleihen verlieren mit der
Inflation Jahr für Jahr an Wert. Regie-
rungen kaufen sie dann zurück, wenn
die Schulden nicht mehr als 20 Prozent
der jährlichen Wirtschaftsleistung aus-
machen. Auf das Geld aus Griechen-
land müsste die EZB dann ungefähr 50
Jahre warten.
Wie bringen Sie im Gegenzug die Wirt-
schaft in Gang?
Milios: In Griechenland entstehen
bereits viele kleine Unternehmen, die
Software und Mikroelektronik ent-
wickeln. Die Agrarwirtschaft macht vier
Prozent der Wirtschaftsleistung aus, die-
ser High-tech-Sektor macht jetzt schon
gut 2,5 Prozent aus. Diese Startups wer-
den wir fördern. Genau wie die grünen
Energien. Zudem werden wir versuchen,
den Tourismussektor mit der Landwirt-
schaft zusammenzubringen - und zum
Beispiel allen Urlaubern mehr als Feta
und Oliven anbieten.
Wie viel wird das den Staat kosten?
Milios: Für unser sogenanntes Thessalo-
niki-Programm, mit dem wir die Ein-
kommen und den Wohlfahrtsstaat stabi-
lisieren wollen, veranschlagen wir 11,5
Milliarden Euro.
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SYRIZA bleibt bei Schuldenschnitt
Griechischer Regierungschef verspricht 770 000 neue Jobs
Berlin. Griechenlands größte Oppositi-
onspartei SYRIZA hält an ihrer Forde-
rung nach einem Schuldenschnitt für das
hoch verschuldete Krisenland fest. »Die
Staatsschulden müssen aufhören, als
Argument für Sparmaßnahmen zu die-
nen«, sagte SYRIZA-Chefsvolkswirt
Jannis Milios am Sonntag in Berlin.
»Wir müssen uns entscheiden, ob wir
ein soziales Europa wollen oder an einer
Politik festhalten, die in die Rezession
und Deflation führt«, so Milios weiter.
SYRIZA hat gute Chancen, aus den vor-
gezogenen Parlamentswahlen als Sieger
hervorzugehen. Dem Linksbündnis wer-
den in Umfragen 28,5 Prozent der Stim-

men vorausgesagt. Die konservative
Partei Nea Dimokratia von Regierungs-
chef Antonis Samaras kommt lediglich
auf 25,3 Prozent. So versprach Samaras
in einer Wahlkampfrede am Samstag, in
den kommenden sechs Jahren 770 000
neue Arbeitsplätze zu schaffen.
Zuspruch für ihr Wahlprogramm
bekommt SYRIZA unter anderem von
der LINKEN. Parteichef Bernd Riexin-
ger erklärte bei dem Jahresauftakt der
LINKEN am Sonntag in Berlin, dass die
Politik der Troika aus EZB, Internatio-
nalem Währungsfonds in dem Krisen-
land »jämmerlich gescheitert« sei. Auch
in Brüssel wächst die Unterstützung für

einen zweiten Schuldenschnitt. »Ein
Schuldenschnitt in Griechenland ist
unausweichlich, weil das Land sonst mit
seiner Schuldenlast nicht fertig wird«,
zitierte »Die Welt« am Samstag aus
hohen EU-Kreisen. Als Größenordnung
für den Schuldenschnitt werde »ein
Drittel bis die Hälfte der Staatsschul-
den« genannt. Die Gesamtschuld Grie-
chenlands liegt derzeit bei rund 320 Mil-
liarden Euro. Davon befinden sich 80
Prozent in der Hand öffentlicher Gläubi-
ger. nd Seite 9
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